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Budgetbegleitgesetz 2011 – 2014 
Entwurf von Bundesgesetzen über die Änderung des Universitätsgesetzes 2002 
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Die Landwirtschaftskammer Österreich gestattet sich zum vorliegenden Entwurf wie folgt 

Stellung zu nehmen: 

 

Zu Z 1 (§ 30 Abs. 2 Z 4 Studienförderungsgesetz) 

 

Der vorliegende Entwurf sieht vor, die Berechnung der Studienbeihilfe von den tatsächlichen 

Beträgen im Familienlastenausgleichsgesetz und im Einkommensteuergesetz abzukoppeln. 

An die Stelle des Verweises auf die Beträge der Familienbeihilfe und des Kinderabsetzbetra-

ges soll jener Betrag gesetzt werden, der derzeit für Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag 

auf die Höchststudienbeihilfe angerechnet wird. Der Entwurf sollte jedenfalls die geplanten 

Änderungen des Familienlastenausgleichsgesetzes, wonach die Bezugsdauer der Familien-

beihilfe grundsätzlich nur bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres möglich ist, berücksichti-

gen und die Anrechnung von Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag (bzw. des entspre-

chenden Betrages) nur bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres vorsehen. Andernfalls wür-

de es zur Anrechnung von nicht vorhandenem Einkommen kommen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

gez. Gerhard Wlodkowski gez. August Astl 

Präsident der Generalsekretär der  

Landwirtschaftskammer Österreich Landwirtschaftskammer Österreich 

Präsidentenkonferenz der Landwirt-

schaftskammern Österreichs 
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Mag. Ulrike Österreicher 
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